






a) Der Beklagte hat das Eigentum des Klägers verletzt, indem gegen dessen Willen den Park-

platz befahren hat. Auch diese kurzfristige Eigentumsstörung erfolgte widerrechtlich. § 1004 BGB 

kennt für die Eigentumsbeeinträchtigung – anders als etwa § 906 Abs. 1 S. 1 BGB – keine Erheb-

lichkeitsschwelle. Das Ausschließungsrecht aus dem Eigentum gilt im Ansatz unbegrenzt. Daher 

stellt jede auch noch so unerhebliche Störung eine tatbestandliche Beeinträchtigung ist, die der 

Eigentümer grundsätzlich auch nicht dulden muss. Allenfalls kann dem Eigentümer im Einzelfall 

nach dem Gebot von Treu und Glauben verwehrt sein, die Beseitigung bzw. Unterlassung einer 

nur unerheblichen Beeinträchtigung zu verlangen, sodass dem Störer eine Einrede aus § 242 zu-

steht (BeckOGK/Spohnheimer, 1.11.2024, BGB § 1004 Rn. 73-73.1, beck-online).

b) Das Verlangen des Klägers widerspricht nicht den Grundsätzen von Treu und Glauben. Der 

Kläger hat durch Aufstellen unmissverständlicher Schilder deutlich gemacht, dass er sein Grund-

stück - wozu er als Eigentümer das Recht hat - nicht zum Wenden zur Verfügung stellen möch-

te. Dies erscheint dem Gericht auch nicht als völlig unverständlich: Wird eine Parkfläche regel-

mäßig von fremden Personen zum Wenden genutzt, führt dies nicht nur zu einer größeren Ab-

nutzung, sondern insbesondere auch zu einer Gefahrerhöhung für die Anlage, etwa die Randein-

fassungen und dort berechtigterweise geparkten Autos. Dass der Kläger diese Gefahr minimieren 

möchte und er sich dabei auf sein Eigentumsrecht stützt, ist keineswegs schikanös, sondern ein 

berechtigtes Anliegen. Darüber hat sich der Beklagte offenbar bewusst hinweggesetzt.

c) Ohne titulierten Unterlassungsanspruch besteht auch eine Wiederholungsgefahr, weil der Be-

klagte bei einem weiteren Verstoß keine Konsequenz zu befürchten hätte. Daher genügt eine ein-

fache Erklärung nicht, eine Wiederholung unterlassen zu wollen (Anders/Gehle/Anders, 83. Aufl. 

2025, ZPO Vor § 253 Rn. 47, beck-online). Schon das einmalige unbefugte Abstellen eines Fahr-

zeugs begründet die tatsächliche Vermutung dafür, dass sich die Beeinträchtigung wiederholt. Ei-

ne Wiederholungsgefahr kann regelmäßig nur durch die Abgabe einer strafbewehrten Unterlas-

sungserklärung ausgeräumt werden (BGH NJW 2012, 3781 Rn. 12, beck-online).

3. Der Kläger hat auch einen Anspruch auf Erstattung der Kosten von 5,10 Euro für die Halterer-

mittlung. Diese Aufwendungen waren zur Vorbereitung der an den Beklagten gerichteten Unter-

lassungsaufforderung erforderlich und sind daher gem. §§ 683, 677, 670 BGB ersatzfähig (BGH 

NJW 2012, 3781 Rn. 13, beck-online).

4. Schließlich kann der Kläger den Ersatz der ihm entstandenen Rechtsanwaltskosten verlangen, 

§§ 683, 677, 670 BGB. Nach § 670 BGB sind ersatzfähig solche Aufwendungen, die der Ge-

schäftsführer den Umständen nach für erforderlich halten darf. Entscheidend ist, was er nach 
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sorgfältiger Prüfung der ihm bekannten Umstände vernünftigerweise aufzuwenden hatte. Dies 

kann nicht allgemein bestimmt werden, sondern bemisst sich nach den konkreten Umständen 

des Einzelfalls, deren Würdigung der tatrichterlichen Beurteilung obliegt (BGH NJW 2012, 3781 

Rn. 15, beck-online). Zwar ist die Einschaltung eines Rechtsanwalts dann nicht erforderlich, 

wenn der von der Störung Betroffene anlässlich vorangegangener Verstöße Dritter diese in der 

Vergangenheit anwaltlich zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung aufgefordert 

hat und er daher über die Vorgehensweise bei der Durchsetzung eines Unterlassungsanspruchs 

informiert ist (BGH a.a.O. 16, beck-online). Das ist vorliegend aber nicht festzustellen. Der Be-

klagte trägt hier sichtlich ins Blaue hinein vor.

Zudem hat der Beklagte das Eigentum des Klägers verletzt, § 823 Abs. 1 BGB. Er schuldet daher 

auch unter diesem Gesichtspunkt Schadensersatz. Die erforderlichen Rechtsverfolgungskosten 

sind Teil des Schadensersatzanspruchs.

5. Soweit der Kläger ursprünglich einen Anspruch auf Zahlung einer „Vertragsstrafe“ geltend ge-

macht hatte, hat er die Klage zurückgenommen

6. Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91, 92 Abs. 1, 269 Abs. 3 ZPO. Allein dem Beklag-

ten gem. § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen, war nicht möglich. 

Denn Voraussetzung dafür ist, dass zum einen eine nur geringfügige Zuvielforderung vorliegt 

(was hier der Fall ist), und dass zum anderen keine oder nur geringfügig höhere Kosten verur-

sacht worden sind (was wegen des Gebührensprungs durch die Zuvielforderung nicht zutrifft). 

Die Kostenquote ergibt sich aus dem Verhältnis des zurückgenommenen Klageteils zum titulier-

ten Anspruch.

Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 ZPO.

7. Den Streitwert für den Unterlassungsanspruch bewertet das Gericht mit 1.500,-- €, so dass 

sich inklusive des (zurückgenommenen) Antrags zu Ziff. 3 - der Antrag zu Ziff. 2 betrifft nicht 

streitwerterhöhende Nebenforderungen - ein Gesamtstreitwert von 1.530,-- € ergibt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 
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Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Koblenz
Karmeliterstraße 14
56068 Koblenz

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Koblenz
Karmeliterstraße 14
56068 Koblenz

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem vierten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
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